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Chronique générale

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Politique culturelle

Das unter dem Eindruck des Zweiten Weltkrieges entstandene Bundesgesetz über den
Schutz der Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten (KGSG) wird totalrevidiert. Im
November verabschiedete der Bundesrat den Entwurf für ein neues Gesetz zuhanden
des Parlaments. Neu hinzu kommen Regelungen zum Schutz der Kulturgüter im Falle
von natur- oder zivilisationsbedingten Katastrophen und Notfällen. Dieser Erweiterung
stimmten Kantone, Parteien sowie Wirtschafts- und Kulturverbände im Rahmen der im
Berichtsjahr durchgeführten Vernehmlassung grossmehrheitlich zu. Darüber hinaus
beinhaltet die Totalrevision die Umsetzung des zweiten Protokolls des Haager
Abkommens von 1954 für den Schutz von Kulturgütern bei bewaffneten Konflikten,
welches für die Schweiz per Oktober 2004 rechtswirksam wurde. Das Protokoll sieht
unter anderem die Möglichkeit zur Schaffung eines Bergungsortes für im Ausland
stationierte Kulturgüter vor, die aufgrund eines bewaffneten Konfliktes akut gefährdet
sind. Dies ist im bundesrätlichen Entwurf vorgesehen, womit die Schweiz das erste
Land wäre, das sich gesetzlich dazu verpflichtet, einen vorübergehenden
Aufbewahrungsort für gefährdete, ausländische Kulturgüter zur Verfügung zu stellen.
Diese Neuerung wurde von allen Vernehmlassungsteilnehmern begrüsst. Von sämtlichen
Kantonen, einigen Parteien und der Mehrheit der Fachorganisationen abgelehnt wurde
hingegen die vorgesehene Streichung der Bundesbeiträge an die
Sicherstellungsdokumentation zur Wiederherstellung beschädigter Kulturgüter, worauf
die Regierung schliesslich auch verzichtete. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.11.2013
MARLÈNE GERBER

Die im Vorjahr vom Bundesrat vorgelegte Botschaft zur Totalrevision des
Bundesgesetzes über den Schutz der Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten (KGSG)
stiess in der parlamentarischen Detailberatung auf wenig Opposition und wurde
schlussendlich von beiden Räten einstimmig verabschiedet. Die neue gesetzliche
Grundlage provozierte lediglich zwei Minderheitsanträge im Nationalrat. Von links-
grüner Seite beantragte eine Kommissionsminderheit Galladé (sp, ZH), Schutzräume
nicht auf nationale Kulturgüter zu beschränken, sondern zusätzlich auf regionale
Kulturgüter auszudehnen. Die bürgerlichen Fraktionen folgten hier beinahe geschlossen
der Kommissionsmehrheit und Bundesrat Ueli Maurer (svp). Letzterer betonte, die
Vernehmlassungsergebnisse würden nicht darauf hindeuten, dass die Kantone ihre
Kulturgüter bei finanziellen Engpässen vernachlässigen würden. Ganz im Gegenteil sei
der Stellenwert regionaler Kulturgüter in den Kantonen hoch und eine Übertragung von
solchen Kulturgüterschutz-Kompetenzen an den Bund würde als Eingriff in die
kantonale Hoheit angesehen. Eine breit abgestützte Kommissionsminderheit unter
Anführung von Walter Müller (fdp, SG) beabsichtigte, die mögliche Unterstützung der
kantonalen Sicherstellungsdokumentationen durch den Bund als verbindlich
deklarieren zu lassen. Auch dieser Antrag fand über die links-grünen Reihen hinaus nur
marginalen Zuspruch bei den bürgerlichen Parteien und wurde mit 58 zu 113 Stimmen
deutlich abgelehnt. Im Ständerat passierte das Gesetz die Detailberatung ohne
Änderungsantrag. Die Referendumsfrist verstrich am 9. Oktober 2014 unbenutzt. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.03.2014
MARLÈNE GERBER

1) BBl, 2013, S. 8987 ff.; Medienmitteilung BR und VBS vom 13.11.13; Ergebnisbericht Revision KGSG.
2) AB NR, 2014, S. 323 ff. und 1302; AB SR, 2014, S. 433 f. und 701; BBl, 2014, S. 5211 f.; NZZ, 10.11.14
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